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3ufter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit-Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 
Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 
In Berlin: Retemeyer's Centr.⸗Ztgs.- u. Annonc.-Bür⸗ 
In Breslau: Louis Stangen. 
In Hamburg ⸗Altona, Franlf. a. M. Haaſenſtein & Vogler. 


N 25. 
Freitag den 30. Januar. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſchelnt 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn⸗ und Feſttage. 
Abonnementspreis bier in der Expedition 
Portechaiſengaſſe No. 5. 
wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalten 
pro Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


der Wirklichkeit zur Grundlage ihrer kühnen Ausge⸗ 
burten nimmt, ſcheint uns freilich bei dieſen Plänen 
den meiſten Antheil zu haben, aber grade ſie iſt am 
meiſten geeignet, die Leidenſchaſten in Bewegung zu 
ſetzen, ſie auch da zum Handeln zu treiben, wo ſich 
jeder vernünftigen Erwägung die Hoffnung auf Er⸗ 
felg von vornherein verſagt. Namentlich in dem 
ganzen Verlauf der jüngſten polniſchen Bewegung 
zeigt ſich doch wieder hinlänglich, daß der Staaten bil⸗ 
dende und erhaltende Sinn, der dieſem unglücklichen 
Volke in fo hohem Maße abgeht, auch nach allen 
den trüben Erfahrungen der Vergangenheit leine Fort⸗ 
ſchritte gemacht, die edlen Charakter- Seiten, welche 
dieſelben früher auszeichneten, dagegen immer mehr 
der Degradation verfallen. Die Azitation iſt jetzt 
ſeit länger als Jahresfriſt durch Mittel unterhalten 
worden, die alle wohlwollenden Abſichten des Regen⸗ 
ten vereitelt, die Sympathie der geſitteten Nationen 
abgewandt, das Land ſelbſt dem Drucke des fürch⸗ 
terlichſten Terrorismus unterworfen haben. Wird ein 
Volk auf ſolche Weiſe zur Selbſtſtändigkeit erzogen? 
Schaudern muß man, wenn man an die Zuſtände 
denkt die eintreten würden, wenn es wirklich gelänge 
die ruſſiſche Macht, die doch noch einen Reſt von äußerer 
Ordnung erhält, zu vertreiben, nachdem durch die 
revolutionäre Verwilderung die ſittlichen Unterſchiede 
zwiſchen Recht und Unrecht bei dem Volke vollſtän⸗ 
dig verwiſcht find. Der offene Ausbruch der dies⸗ 
maligen Erhebung ſcheint denn auch dieſen Charakter 
gleich ſo deutlich anzuzeigen, daß er vielleicht dadurch 
die edleren Elemente der Nation zu dem Bewußtsein 
bringt, wie auf ſolchen Wegen ihre Wiedergeburt am 
wenigſten zu erreichen, fie zu dem Entſchluß bringt, 
ſich nicht länger dem grauſamen Druck einer gewiſſen⸗ 
loſen Partei zu unterwerfen. Sollte ein ſolcher Um⸗ 
ſchwung eintreten, fo lönnte die Kriſe nur heilſam 
wirken. Iſt das nicht der Fall, fo wird auch die 
außere Unterdrückung des Auſſtandes an deren baldi⸗ 
gem Gelingen wohl nicht zu zweifeln iſt, wenig an 
den bisherigen Zuſtänden ändern. 


Petersburg, Mittwoch 28. Januar. 

Das „Journal de St. Petersbourg“ meldet, daß die 
Telegraphenverbindung zwiſchen Warſchau und Peters⸗ 
burg wieder hergeſtellt iſt. Zur Herſtellung der 
Eiſenbahn ſind Truppen abgegangen. Die Ruſſen 
haben Suracz beſetzt und ein Detachement nach Ty⸗ 
koezin zur Verfolgung der zahlreichen Banden in den 
Wäldern abgeordert. In Warſchau ſteht für die 
Regierung Alles gut. In der Gegend von Brzese 
Litewski und Biala Podolska haben ſich ebenfalls 
Banden gezeigt. Die an Polen grenzenden Bezirke 
Kowno, Grodno und Volhynien ſind in Belagerungs⸗ 
zuſtand erklärt. Das Landvolk iſt am Aufſtande un⸗ 
betheiligt. Ueberall werden Truppen conzentrirt um 
die Rebellen zu erſticken. 

— Daſſelbe Blatt bringt Nachrichten aus Polen, 
die bis geſtern Mittag reichen. Hiernach hatten ſich 
die Inſurgentenbanden in den Wäldern verſteckt. An 
mehreren Orten liefern die Bauern die Aufrührer 
aus. Bei Lublin ſind 20 Individuen ausgeliefert 
und ſämmtlich den Kriegsgerichten übergeben worden. 
Von allen Orten, von denen Nachrichten eingetroffen 
ſind, lauten dieſelben günſtig. 


Der Aufſtand in Polen. 


In dem Moment, wo die Kämpfe um unſrer in⸗ 
neren Entwickelung wieder mit erneuter Leidenſchaft 
entbrennen, tritt über Nacht ein Ereigniß ein, das 
wie dazu beſtiumt ſcheint uns daran zu mahnen, nicht 
in dem Gegenſatz der Parteien den gemeinſamen Bo⸗ 
den zu verlieren, nicht die ganze Kraft auf den Aus» 
bau eines Gebäudes zu verwenden; während vielleicht 
der Boden wankt, auf dem wir daſſelbe errichten 
wollen. Die Zeiten, in denen es uns vergönnt ges 
weſen, die Ordnung unfrer inneren Angelegenheiten, 
unbeirrt durch die Rückſicht auf die auswärtigen Ver⸗ 
hältniſſe herzuſtellen, find leider unbenutzt vorüberge⸗ 
laſſen worden; in der Zeit der drängenden Bewegung, 
in der wir heut zu Tage leben, iſt es kaum möglich. 
eine Sache gründlich und ungeſtört zum Austrag zu 
bringen; die Beziehungen verwickeln ſich ſo mannigfach, 
die Geſichtspunkte verſchieben ſich ſo raſch, die Inter⸗ 
eſſen werden nach fo verſchiedenen Seiten zerſtreut, 
daß, wer den Augenblick beherrſcht, kaum des näch⸗ 
ſten Tages ſicher erſcheint. Und welcher Staat wird 
wohl von den Gefahren, die in dem Schooße einer 
nicht fernen Zukunft ruhen, ſtärker bedroht als der 
preußiſche? nur mit geſammelter Kraft, in voller 
Uebereinſtimmung zwiſchen Regierung und Volk wird 
er fie beftehen können, und immer von Neuem find- 
beide zu mahnen, dieſe ſo ſchnell als möglich herzu⸗ 
ſtellen; den unglücklichen Conflict nicht noch mehr zu; 
verbittern, ſondern ſich mit verſöhnlichem Sinn hal⸗ 
ben Weges entgegenzukommen. In der ganzen öſt⸗ 
lichen Völkerwelt grollt ſeit lange eine dumpfe, tief⸗ 
gehende Bewegung; ſie iſt ihrem Weſen nach ſo recht 
eigentlich gegen das Uebergewicht gerichtet, das deut⸗ 
ſche. Cultur und Sitte ſich durch die angeſtrengte 
Arbeit von Jahrhunderten errungen haben, der Wohl⸗ 
thaten vergeſſend, die in ihrem Gefolge den rohen 
Bewohnern zu Theil geworden, ſieht man jetzt nur, 
die fremden Eindringlinge, durch die die eigne Natio⸗ 
nalität unterdrückt worden iſt; jetzt iſt die Zeit ge⸗ 
kommen, dieſe wieder in urſprünglicher Kraft aufer- 
ſtehen zu laſſen, die Gebiete, die ihr entriſſen wor⸗ 
den, wieder einzunehmen und neue mächtige Reiche 
auf ihrer Grundlage zu errichten. Die Phantaſie, 
welche die eignen Wünſche und nicht die Verhältniſſe 


DANZIGER DAMPFBO OT. 
Das Abonnement pro Februar 
und März beträgt 20 Sgr. 
Auswärtige wollen sich direct an 
unsere Expedition wenden. 
Hiesige können auch pro Februar 
mit 10 Sgr. abonniren. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Berlin, Freitag 30. Januar. 

Die „Krenzzeitung“ dementirt das Gerücht, daß mit 
Hey den⸗Cartlow wegen Uebernahme des Handels- 
Miniſteriums unterhandelt worden ſei. 

l Lemberg, 28. Januar. 

Die „Gazetta Naradowo“ berichtet: Die polniſchen 
Inſurgenten überfielen die Stadt Tomaszow (Gouv. 
Lublin) an der galiziſchen Grenze, vertrieben dort 
500 Koſaken und entwaffneten viele Koſaken⸗Grenz⸗ 
poſten. Tauſend Inſurgenten ſtehen bei Oſtroyka. 
Gegen die zwiſchen Brzesc Litewsk und Biala Podo⸗ 
lista campirenden Banden iſt Militär ausmarſchirt. 

— Mieroslawski befindet ſich nicht in Polen. 

Wien, Donnerſtag 29. Januar. 

Der Preſſe wird aus Bukareſt gemeldet, daß ver Senat 
einen Antrag auf Abſetzung Couza's vorbereite, weil der⸗ 
ſelbe die Verfaſſung in mehreren Punkten verletzt habe. 
Turin, Mittwoch 28. Januar, Nachts. 
In der heute ſtattgehabten Sitzung der Deputirten- 
kammer erklärte der Finanz⸗Miniſter, daß die Seſſion 
foridauere, damit die Votirung des Budgets für das 
Jahr 1863 nicht verzögert werde, und erſuchte die 
Kammer ungeſäumt in die Diskuſſion deſſelben ein⸗ 
zutreten, dabei jeroch politiſche Interpretationen zu 
vermeiden, die die Votirung verzögern könnten. Der 
Miniſter verſprach zugleich einen Finanzplan, durch wel⸗ 
chen bedeutende Erſparniſſe zur Verwirklichung gebracht 
würden. Die Kammer trat ſodann in die Diskuſſion 
des, Budgets ein, 

— Hier eingetroffene Berichte aus Neapel melden, 
daß unter den Dokumenten der Fürſtin Barberini ein. 
chiffrirter Brief vorgefunden ſei, der eine Geldſendung 
des Königs Franz II. zur Reorganiſalion der bour⸗ 
boniſtiſchen Comité's bekunde und konſtatire, daß die 
am 16. ſtattgehabte Demonſtrotion das Werk von 
Republikanern in bourboniſchen Dienſten geweſen ſei. 
Ein anderer bei der Fürſtin Barberini gefundener 
Brief kündigt die Ankunſt eines Verwandten des Mar⸗ 
quis von Nermanby an und beklagt ſich über die ger 
gen die Bourbonen gerichteten Verfolgungen. 

— Der Moniteur meldet, daß Lord Cowley von 
dem Grafen Ruſſel beauftragt worden ſei, Herrn 
Drouyn de Lhuys auszudrücken, wie ſehr die engliſche 
Regierung von der Rede des Kaiſers an die Ausſteller 
befriedigt ſei und wie lebhaft ſie wünſche, durch die 
Gefühle gegenf.itiger, Achtung die Freundſchaftsbande, 
welche die beiden Völter und Regierungen verknüpfen, 
erſtarken zu ſehen. 

London, Donnerſtag 29. Januar. 
Nach der „Morning Poſt“ werde der Prinz von 
Leiningen, ein Enkel der Herzozin von Kent, als Kan⸗ 
didat für die griechiſche Krone vorgeſchlagen wer 
den. — Dagegen wird in einem Leitartikel der Times 
geſagt, daß die Kandidatur des Herzogs von Koburg 
nicht aufgegeben zu ſein ſcheine. 

— Nach weiteren Berichten aus New⸗ Mork 
vom 17, hätte Buruſide angeblich den Rappahannock 
berſchritten. a ; 


Landtag. 
Haus der Abgeordneten. 
6. Sitzung. Mittwoch 28. Januar. 

Heute wurde die Adreßde batte unter gleich ſtarker 
Beteiligung des Publikums fortgeſetzt. — Das Wort 
erhäln zur allgemeinen Debatte der Abz. Tweſten. Es 
ſei, beginnt der Redner, vor Allem zu bedenken, daß die 
Abneigung gegen eine Adreſſe im Allgemeinen zum 
Schweigen gebracht Tel durch die ungerechten Anſchuldi⸗ 
gungen, welche gegen dies Haus geſchleudett worden. 
(Der Miniſterpräſident tritt ein.) Die letzten Zweifel 
babe die geſtrige Rede des Miniſterpräſidenteu beſeitigt. Der ⸗ 
ſelbe habe Recht, klar ſei die Situation, gut aber ſei ſie nickt. 
Herr v. Bismarck habe klar geſagt, daß leider der Con- 
flitt nicht zwiſchen dem Haufe und dem Miniiterium, 
ſondern zwiſchen Krone und Volksvertretung beſtehe, d. h. 
wiſchen Krone und Land; der Miniſterpräſident habe 
ich mit ſeiner Rede weit hinaus über das conftitutionefle 
Gebiet bewegt; er babe den reinen Abſolutismus heraus. 
gekehrt (Rechts! hört! bört) (Der Finanzminiſter tritt. 
ein.) Der Redner wender ſich zu einer Belrutund der 
rechtlichen Seite der Bewilligungsbefuznis des Hauſes 
im Budget. Stände die Sache fe, wie fie r v. Bis, 
marck darſtellt, fo wäre unſere Verfaſſung nicht das Stüd 
Papier werth, worauf fie geſchrieben (Bravo linke.) Zur 
Bewilligung find allerdings drei Faktoren nöibig, zum 
Verſagen genügt ein einziger. (Beifall.) Wenn aber, 
wie es der Fall iſt, das Land zu dem Hauſe fieht, dann 
bat auch das Land das Recht, feinen Willen auszuäpre. 
chen; denn es iſt richtig, Einer muß weichen, das Haus 
aber wird und kann auf dem Boden feines guten Rech⸗ 
tes nicht zurück weichen, die Zuſtimmung des Landes aber 
verbürge jenen Rechtsſtaudpunkt des Hauſes. Duden 


Standpunkt theilten übrigens alle Parteien des Hauſes 
mit Ausnahme jener kleinen Fraktion, welche ſich nur 
auf egoiſtiſche Zwecke ſtütze, weil ihre Angehörigen die 
höchſten Stellen in der Armee wie in der Civilverwal⸗ 
tung und in der Nähe der königlichen Krone einnehmen, 
eine Partei, welche nur ſtark iſt, wenn die Krone im 
Confliet mit der Mehrheit des Landes iſt (Rebbafter 
Beifall.) Auf die Stellung und den Einfluß dieſer 
Partei komme es gar nicht an, ſie ſei nicht 
ſtark genug, um auf die Dauer eine budgetloſe Regie 
rung zu ermöglichen. Man mache von Seiten der Re⸗ 
terung ein gefährliches Experiment, fie mache für die 
ukunft ſelbſt ein mäßiges liberales Regiment äußerſt 
ſchwierig. (Beifall.) Wohin könne das jetzige Syſtem 
führen? Detroyrungen verſprächen geringen Nutzen. Ein 
Wahlgeſetz müßte unter den jetzigen Umſtänden ſchon 
ein höchſt eigenthümliches ſein (Gelächter), die Regierung 
würde jetzt immer die Intelligenz und das Vermögen 
egen ſich haben. Man dürfe ſich über die Lage keine 
luſionen machen, die Regierung beſonders ſei nicht 
in guten, ſondern in gefährlichen Händen, niemals 
habe eine ſo ſchwere Kriſis Preußen bedrückt als jetzt, 
und da alle Partei, mit Ausnahme jener kleinen, dar⸗ 
über einig ſeien, ſo ſei auch der Zeitpunkt gekommen, 
wo es geſagt werden könne und müſſe. Da müſſe hin⸗ 
ſichtlich der Form die Minorität ſich der Majorität fü⸗ 
enz Redner wünſchte allerdings Manches im Majoritäts. 
Eniwurf nicht, Manches anders geſagt, allein darauf 
komme es nicht an. Bei der Unmöglichkeit eines Zuſam⸗ 
meugehens des Hauſes mit dem Miniſterium würde von 
Seiten der Regierung jeder Adreß Entwurf des Hauſes 
für eine Beleidigung verſchrien werden. Noch ſei von 
keiner Seite, abgeſehen von den Feudalen, der Vorwurf 
der Unwahrheit gegen die Adreſſe der Majorität erhoben 
worden. Der Ton ſei weder unehrerbietig, noch verletzend, 
die alten Landſtände hätten ſich in Adreſſen gegen ihre 
Fürſten einer noch ganz andern Sprache bedient (Hei⸗ 
terkeit). Redner hätte den Paſſus über das Ausland 
anders gewünſcht, um den Schein vermieden zu ſehen, 
als ob man auf das Schiedsrichteramt des Auslandes 
provocire; dies ſei nicht der Fall, in den Ländern des 
höchſten Nationalgefühls gebrauche man den Hinweis 
auf das Ausland als letztes Mittel zum Sturz einer 
unpopulären Regierung. Die Sprache Preußens am 
Bunde ſei in dieſem Augenblicke nichtsſagend; Niemand 
in Deutſchland halte eine Reform der deutſchen Zuſtände 
unter dem jetzigen Miniſterium für denkbar, die Organe 
der Preſſe ſeien einſtimmig in ihrem Hohn gegen die 
jetzige Regierung, man denke nur an die Leipziger Zei⸗ 
tung und bedenke, daß die einzige Ausnahme ſich in 
Pariſer Zeitungen mit — ihren Berliner Correſponden⸗ 
zen darbiete (Gelächter). Ueberall in Deutſchland komme 
man auf conſtitutionellem Boden vorwärts, nirgend, ſelbſt 
in Oeſterreich nicht, gehe man ſo weit, die Baſis der 
Verfaſſung zu erſchütternz geſchieht dies, wie bei uns, 
fo müſſen alle zuſammenhalten. Ehe man dem Abſo⸗ 
lutismus, der über uns hereinbreche, freien Spielraum 
önne, eher werde man die heiligſten Bande zerreißen 
ehen, ein Verſuch dazu würde die Exiſtenz dieſes Lan⸗ 
des erſchüttern. (Beifall.) 

Abg. Dr. Zehrt gegen die Adreſſe, weil dieſelbe 
von einſeitiger Auffaſſung der Lgge ausgegangen. Das 
Haus trage die Schuld an dem Conflikt durch die Stel⸗ 
lung, welche es in der Militairfrage eingenommen, 
durch den Mangel an Mäßigung im vergangenen Jahre. 
Es fehle an einem offenen Bekenntniß der Schuld und 
in die Lücke träte eine Sprache, welche den Conflikt nur 
verſchärfen könne. Man habe kein Recht, ſich über Be⸗ 
amtenmaßregelungen zu beklagen, Jeder gebrauche ſeine 
Macht, wie er könne; habe doch die Majorität die Mit- 
ſchloe der Minoritaͤt von den Commiſſionen ausge⸗ 
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g. Janiczewski erklärt ſich im Namen jeiner 
Freunde für die Adreſſe, und zwar aus Princip, 
weil es ſich um die Bekämpfung des Rechtes gegen 
die Willkür handle. Freilich ſeien der polni⸗ 
ſchen Bevölkerung Preußens ihre Rechte verkümmert, 
ihre Mutterſprache nicht einmal frei vergönnt wordeu, 
allein das Wenige, was ſie an verfaſſungsmäßigen Rech⸗ 
ten genoß, verdankt ſie der Verfaſſung, zu deren Schutz 
die Adreſſe erlaſſen werden ſoll. Der Redner und ſeine 
Partei erklären ſich für den Majoritäts Entwurf, nur 
dem Satz VIII. könnten ſie ſich nicht anſchließen, ihr 
polniſches Gefühl könne na nicht mit den rein deutſchen 
Wünſchen vereinen, wenn fie ihnen auch volle Sympa; 
thien zuwendeten. Die deutſche Einheit leide an einem 
innern Widerſpruch. Was Deutſchland erſtrebe, wolle 
es den Polen verſagen. Einheit und Freiheit habe 
Deutſchland auf ſeine Fahne geſchrieben, leider ſtehe 
Zerriſſenheit und Knechtſchaft bielem Wunſche entgegen. 
Großes laſſe ſich nur durch große Geſinnung erreichen; 
ſo lange dieſe fehle, bleibe die deutſche Einheit nur 
ein Traum. . 

Abg. Reichenſperger (Beckum) will ſich zunächſt 
dagegen ſchützen, daß die Minoritäten dafür verantwort⸗ 
lich gemacht würden, wenn das Haus nicht einſtimmig 
die Adreſſe annehme. Der letzten Adreſſe des Hauſes ſei 
eine zu große Devotion nach Oben vorgeworfen, jetzt 
ſcheine es, wolle man in das Gegentheil umſchlagen 
und dabei ſei man aus der Scylla in die Charybdis ges 
rathen. (Widerſpruch links.) Dafür ſpreche Satz V. 
mit ſeinem Lamento über die Fopalitätsdeputaltonen. 
Der Umſtand, daß, wie v. Carlowitz meine, der Erfolg 
der Adreſſe gar nicht berückſichtigt zu werden brauche, 
könne dafür keine Eutſchuldigung ſein. — Dem Redner 
ſcheine die ganze Adreſſe inoportun, man werde damit 
damit nicht erreichen, die Verfaſſungsverletzung wirkſam 
zu conſtatiren. Was gegen die letztere bisher vernom⸗ 
men, treffe freilich auch nicht zu. Was der Miniſterprä⸗ 
ſident von den Beamten geſagt, die trotz der Verfaſ⸗ 
ſungsverletzung ihren Gehalt erhoben, ſei aus feudalen 
Blättern genommen und gehöre als ſcherzhafte Wendung 
auch wohl dahin, nicht aber vor eine ernſte Verſamm⸗ 
lung wie das Haus. Von keiner Seite ſei ja ein Be- 
ſchluß gefaßt worden, welcher der Regierung verſage, ihre 


geſetzmäßig feſtgeſtellten Verpflichtungen zu erfüllen! — 
Das Lamento gegen die Lopyalitätsdeputationen ſei un⸗ 
gerechtfertigt. Majoritäten dürften ſich nicht übe eben 
und die Kreuzzeitungspartei mit Vorwürfen überhü m fen; 
find Verläumdungen vorgekommen, iv müſſe men fie 
entweder mit Verachtung übergehen, oder den Schuß des 
Geſetzes gegen die Verläumder anrufen, (Beifall rechts), 
allein vor Sr. Maj. darüber klagen gezieme ſich nicht. 
Noch unzweckmäßiger ſei die Berufung auf das Aus- 
land, dem man kein Schiedsrichteramt einräumen dürfe, 
das heiße Alles Nationalgefühl verläugnen. Ueberdies 
ſtehe Preußen eben ſo gut und beſſer, als irgend ein 
Land in Europa; die ganze Adreſſe gieße Oel ins Feuer, 
daher ſei der Redner dagegen, er wolle an ſeinem Theile 
nicht dazu beitragen, jede Hoffnung auf friedliche Löſung 
abzuſchneiden. 

Abg. Schulze (Berlin): Das Haus habe eine Pflicht 
gegen den König, das Volk müſſe dem Könige die Wahr⸗ 
heit ſagen, dahinter ſtehe die Courtoiſie zurück; die 
Wahrheit zu ſagen, ſchließe die Ehrfurcht nicht aus, es 
gebe keine Ehrfurcht ohne Wahrheit. Freilich müſſe 
man da Sr. Maj. Manches ſagen, was dem Könige 
unangenehm ſei, es ſei aber wahrlich nicht minder un⸗ 
angenehm, dieſe Wahrheit zu fagen. Redner wünſchte, 
daß man dem Könige lieber nur Gutes ſagen koͤnnte; 
daß dies nicht möglich ſei, liege nicht an dem Hauſe, ſon⸗ 
dern an den Verhältniſſen. Die Verleugnung der Wahr⸗ 
heit, das ſei eine Verletzung der Ehrfurcht, und dieſer 
hätten ſich die Feudalen, hätten ſich die Lopalitätsdepu⸗ 
tationen ſchuldig gemacht. Der Redner geht nun zu ei⸗ 
ner Erörterung über das Verhalten des Hauſes zum 
Budget über. Das Haus habe ja nur das Extraordina⸗ 
rium für das Militärbudget geſtrichen, und daß darum 
der preußiſche Staat nicht ruhig hätte forteriftiren kön⸗ 
nen, wie bis zum Jahre 1860, das müſſe noch bewieſen 
werden. Wie man aber aus dem Erlaß des Steuerzu⸗ 
ſchlages von 25 pCt. Aufhebens machen könne, ſei ge⸗ 
radezu unfaßlich (Heiterkeit). Auf dem Wege, den die 
Staatsregierung betreten habe, werde man nie in con⸗ 
ſtitutionelle Bahnen zurückgelangen. Das ganze con- 
ſtitutionelle Syſtem erſcheine da als ein Spielwerk, für 
welches man wahrlich nicht ſo viel Kraft und Ernſt ein⸗ 
zuſetzen brauchte, als es von Seiten der Abgeordneten 
und des Volkes geſchieht. Das werde allgemein gefühlt, 
aber in den Entwürfen von Vincke und Reichenſperger 
werde es nicht genug betont. Man müßte geradezu die 
Augen ſchließen, wollte man zu dem ſchweren Leide 
ſchweigen, unter welchem das Vaterland ſeufzt. Um eine 
Adreſſe zu machen, brauche man nicht erſt eine Kommiſ⸗ 
ſion zur Unterſuchung einzuſetzen, es handele ſich nicht 
um einzelne Fälle, wie nah dieſe auch liegen, wenn man 
nur an den Pfarrer Gräſer denken wolle. Man bemän⸗ 
gele den Paſſus über die Loyalitätsdeputationen, ja dieſer 
Satz ſei von der reinſten Ehrfurcht dictirt, denn es 
handle ſich darum, hier die Wahrheit der Lüge, der Ber- 
läumdung die Ehre entgegen zu ſetzen. Der Redner und 
feine Freunde werden nicht dur die Loyalitätsdeputa⸗ 
tionen berührt; zu der Partei des Redners ſtehe das 
Land, aber der König müſſe erfahren, wie es um das 
Land ſtehe, welches ſich durch jene ſo eigenthümlich zu 
Stande gebrachten Deputationen „mit Koth beworfen“ 
fühle. Die feudale Partei habe ſich wie immer ſo auch 
bei dieſer Debatte mit der Krone identifizirt und doch 
ſei ſie es, die dem Staate ſtets die ſchlechteſten Dienſte 
erwieſen. Wohl ſei es gerathen, ſich auf das Ausland 
zu berufen, denn die Actionspolitik v. Bismarck's, mit 
ſo großem Pompe verkündet, ſcheitert zunächſt an den 
Feudalen, die ſich zu wohl unter Metternich's Einfluß 
auf Preußen und demjenigen der Politik von Olmütz 
befunden hätten. „Was ift das?“ habe ein Feudaler 
aus dem Hauſe den Redner gefragt, „der Miniſterprä⸗ 
ſident will nach Innen conſervativ ſein, und nach Außen 
Fortſchrittspolitik treiben?“ Der Mann habe Recht ge» 
habt. Der Vorredner ſehe denn doch die Lage Preußens 
zu roſig an, das Anſehen Preußens ſei erſchüttert, noch 
belebe der Wunſch nach einem Parlamente ganz Deutſch⸗ 
land; einem Deutſchen Parlament, welches v. Bismarck 
beriefe, würde ſich kein Menſch anſchließen. 
Redner iſt der Meinung, daß dieſe Debatten das An⸗ 
ſehen des Landes Preußen im Auslande nicht ſchwächen, 
ſondern ſtärken würden, denn das Ausland und die 
eifrigſten Gegner wiſſen, daß der Erniedrigung die Er- 
hebung folgt. — Einheit aller Parteien wäre freilich zu 
wünſchen, darin find wir auch wohl einig; daß die Ver⸗ 
faſſungslücke durch — Rückkehr zum Abſolutismus aus- 
gefüllt werden ſoll, dem gegenüber hört alles Deduciren 
auf. Zu den alten Verfaſſungsverletzungen iſt eine neue 
gekommen. Der Kernpunkt aber liegt in dem vollkom⸗ 
menen Verrücken des conſtitutionellen Königthums, wie 
es nicht größer ſein kann dadurch, daß die Miniſter ſich 
durch den Träger der Krone decken; die Krone iſt erb⸗ 
lich und unverletzlich, das iſt das erſte conſtitutionelle 
Princip. Die Grenze der Handlungen des Königs iſt 
der verantwortliche Miniſter und dieſe ſehr ſinnvolle 
Einrichtung ſchützt das Volk, wie den Träger der Krone; 
— und Verantwortlichkeit paßt nicht zu⸗ 
ſammen. Wer hieran taſtet, taſtet die Grundlage des 
conſtitutionellen Königthums an, kein Miniſter darf ſich 
mit der Perſon des Königs decken wegen ſeiner Ver⸗ 
antwortlichkeit dem Lande gegenüber (Beifall), und dieſen 
Grundſatz hat der Miniſterpräſident in ſeiner geſtrigen 
Rede auf die Spitze getrieben, auf den Kopf geſtellt. 
(Lebhafter Beifall.) Man hat geſagt, es gehöre Muth 
dazu, ein Miniſter zu ſein; dieſer Muth documentire 
ſich daran, in exforderlichem Falle dem Könige auch ein⸗ 
mal Etwas abſchlagen zu können. Es ſei verwerflich, 
Perſon und Namen des Königs in den Streit der Par⸗ 
teien hineinzuziehen. Redner und ſeine Partei würden 
ſich nicht verlocken laſſen auf dieſe abſchüſſige Bahn zu 
folgen. Dem Volte, das ſich polltiſch heranreifend zeige, 
wie die Selbſtbeſteuerung, der Nationalfonds beweiſen, 
ſei man es ſchuldig, frei und offen über das Miniſterium 
hinweg zum Könige zu ſprechen. Die Abgevrdneten 
dürften nicht zurückweichen; wolle das Volk es thun, ſo 
möge es dies verſuchen, dann aber müſſe es die heutigen 


Abgeordneten nicht wieder währen, letztere hätten die 
Pflicht jetzt zu ſprechen, wenn fie ſich nicht verfündigen 
wollten an dem heiligen Geiſt der Geſchichte. (Lebhafter 
Beifall links.) 

Der Finanzminiſter kann die Vorwürfe der 
Adreſſe nicht als zu Recht beſtehend anerkennen, die 
Verfaſſung ſei weder verletzt noch gebrochen, Art. 99 der 
Verfaſſung beſtebe unangetaſtet. Jener Artikel ſchreibe 
der Regierung allein vor, einen Voranſchlag einzubrin⸗ 
gen, dieſer Pflicht ſei ſie nachgekommen. Der Miniſter 
giebt nun einen Rückblick auf die Geſchichte der Behand⸗ 
lung dieſes Voranſchlages durch das Haus und conſtatirt 
die Verwerfung des Budgets durch das andere Haus; 
die Regierung ſei davon unberührt geblieben. Ihr ſei 
die ſchwere Frage anheim gefallen, was nun? Niemand 
habe dies ſchwerer empfunden, als der Redner, dem als 
Finanzminiſter die ſchwerſte Verantwortlichkeit obliege. 
Weder ein acuter, noch ein chroniſcher Verfaſſungsbruch 
brauche die Folge davon zu ſein. Es gebe dazu kein 
anderes Mittel, als den Etat pro 1862 zur nachträglichen 
Genehmigung vorzulegen, was mit dem 15. März d. J., 
wo der Rechnungsabſchluß erfolge, geſchehen werde. Die 
Beſtimmungen von der nachträglichen Genehmigung von 
Etatsüberſchreitungen träfen bier nicht zu, da ein Etat 
nicht vorliege (Senſation). Dies ſei kein verfaſſungs⸗ 
widriges, ſondern verfaſſungsmäßiges Verfahren. „Ich 
hoffe, ſchließt der Redner, daß dieſe meine aus innerſter 
Ueberzeugung geſprochenen Worte die Aufnahme finden 
werden, welche ich erwarten darf.“ 

Die allgemeine Debatte wird auf Antrag des Abg. 
Heydenreich geſchloſſen. 

Abg. Virchow: Die Haltung des Miniſteriums in 
dieſen letzten zwei Tagen hat gezeigt, was wir zu erwar⸗ 
ten haben. Der Kriegsminiſter, deſſen Reſſort nach un⸗ 
ſerer Anſicht ebenfalls an der Verfaſſungsverletzung be⸗ 
thelligt iſt, hat geſchwiegen, der Herr Juſtizminiſter (Hei⸗ 
terkeit) hat nicht eine Silbe geſagt. (Hört! Heiterkeit.) 
(Der Kriegsminiſter verläßt den Saal.) Man bat ge⸗ 
ſagt, unſer Standpunkt ſei nicht der der Ehrerbietung, 
entſpreche nicht dem conſtitutionellen Weſen unſeres 
Staates; der Herr Miniſterpräſident findet, daß unſere 
Adreſſe offen darlege, was die Majorität des Hauſes 
wolle: nämlich die Herrſchaft über das Land. Ich dachte, 
das wäre auch ein Punkt, wo der Herr Juſtizminiſter 
(Heiterkeit) dem Minifterpräfidenten hätte darthun können, 
daß es ſich um ernſte Verfaſſungsfragen in Bezug auf 
keitimmte Artikel der Verfaſſung handle und nicht um 
allgemeine ſtaatsphiloſophiſche Betrachtungen, daß es auf 
das Recht des Landes ankomme und nicht auf etwaige neue 
ſeltſame Prinzipien, (Herr v. Bismarck tritt in den Saal.) 
Der Herr Miniſterpräſident, der nur an den Anfängen 
unſeres Verfaſſungslebens perſönlich theilgenommen und 
ſeine Studien dann an anderen weniger dazu geeigneten 
Orten fortgeſetzt hat (Heiterkeit), faßt den ſchwebenden 
Confliet dürchaus falſch auf. Es handelt ſich nicht um 
einen Streit zwiſchen dem Abgeordnetenhauſe und der 
Krone, ſondern um einen Streit zwiſchen Landesvertre⸗ 
tung und dem Miniſterium; der Gegenſat beſteht zwi · 
ſchen Landesvertretung und Miniſterialmacht (Bravo), 
zwiſchen Macht und Recht, zwiſchen der Macht des Mi⸗ 
niſteriums gegen das Recht des Landes. Der Minifter- 
präſident ſagt uns: „der Staat muß leben“, und daraus 
folgert er alles andere. Ich frage: Iſt das ein Satz für 
einen Staatsmann? Der Miniſterpräſident betont die 
Nothwendigkeit von Compromiſſen; gleichſam als ob es 
noch kein Landrecht gebe, als ob ein ſolches erſt neu zu 
ſchaffen wäre, Wenn man uns jagt: „An Euch iſt es, 
zu bieten“, wo ſtehen wir dann? ie iſt da ein Com- 
promiß möglich? Welche Anerbietungen ſollen wir dann 
machen? Es fehlt an der erſten Vorausſetzung zur Ver⸗ 
ſtändigung. Ein Redner hat bedauert, „daß es keine 
preußiſche Sprache gebe.“ Es giebt eine ſolche Sprache, 
und zwar diejenige, welche die Minifter reden (Hei- 
terkeit) und die die ganze Welt nicht verſteht. — 
(Große Heiterkeit). — Wir können uns mit dieſem 
Miniſterium, zumal es durch die ſchweigende Hal⸗ 
tung des Juſtizminiſters unterſtützt wird (Heiterkeit), 
nicht verſtändigen. Meine Herren! mit Hülfe dieſer 
Herren Minifter und mit ihrer Unterſtützung, ja mit 
ihrer gnädigen Belobung ſind die vielbeſprochenen Loya⸗ 
litäts⸗Deputationen an dem Hofe des Königs erſchienen. 
Im Volke hat man ſich vielfach gefragt, ob man dieſem 
Adreſſenſturme gegenüber einen anderen Sturm bei Sr. 
Majeſtät anregen ſollte. Es würde ein Leichtes geweſen 
fein, förmliche Prozeſſionen herzuſtellen, die ganze Stadt 
Berlin anzufüllen, und zwar nicht mit Solchen, wel 
in der Wilhelmsſtraße coſtümirt wurden, ſondern mit 
den erſten Männern des Landes, mit den Trägern der 
Bildung, des Capitals und der Induſtrie, mit Allem, 
was das Land an gebildeten Männern beſitzt. Aber 
man hat ſich geſagt, daß dieſe Prozeſſionen wahrſchein⸗ 
lich nicht die Theilnahme der Herren Minifter fi 


inden, 
daß ſie von den Pforten des königlicher Schloſſes zu⸗ 
rückzewieſen werden würden, daß es ihnen nicht möglich 
fein würde, das Ohr des Königs zu finden. Man ha 
ſchließlich angenommen, dieſes Haus, welches unmittelbar 
bervorgeht aus den Wahlen des Volkes, ſei berufen, zu 
ſprechen bei Sr. Majeftät, das Haus ſei der geſeßzliche 
Vertreter des Volkes, das einzige Organ, durch welches 
das Land zu Sr. Majeſtät dem Könige ſprechen könne. 
In dieſer Hoffnung hat man geſchwiegen und iſt von 
ſolcher Demonſtration zurückgetreten, wofür die Miniſter 
uns dankbar ſein werden, daß wir die vorgekommenen 
ärgerlichen Scenen nicht noch verſtärkt haben. Nun 
ſind wir da. Ne 
des und wir ſprechen zu Sr. Majeſtät. Wir können 


Meinung herrſchte, und das iſt die, daß dieſes Miniſte⸗ 
rechtigt find, die Majorität des Landes zu repräſentiren. 

ch erlaube mir, Ihnen in Kürze eine Togenannte Loya⸗ 
litäts⸗Deputation vorzuführen, und zwar diejenige, wel⸗ 
cher der Herr Ktiegsminiſter die bekannte Antwort er⸗ 


tei jet faul und feig. (Heiterkeit.) 


Wir ſtehen hier als das Organ des Lan⸗ 
wohl hervorheben, daß in der ganzen Welt nur eine 
rium und dieſe Lovpalitäts „ Deputattonen nicht be. 


theilt hat und zu der er geſagt hat, die konſervative Par⸗ 


en 


das Rezept des Rundſchauers aus: 


* 


Leider iſt von dieſer Partei augenblicklich Niemand im 
Haufe anweſend. (Heiterkeit. Die Mitglieder der feu⸗ 
dalen Fraktion hatten den Saal verlaſſen.) Jene Depu- 
tation kam aus dem Wablkleiſe Grünberg⸗Freiſtadt. Vor 
ihrer Abreiſe wurde die Adreſſe zurecht gemacht und an; 
efündigt, daß ſie zur Unterſchrift ausläge. In der Adreſſe 
Ander ſich folgender Paſſus: „Es erfüllt uns mit tiefem 
Schmerz und Leid, die Majorität des Abgeordnetenhauſes 
noch von Männern vertreten zu ſehen. die Eure Majeſtät 
überall entgegentreten, alles unterſtützen, was zur Vernich⸗ 
tung alles Heiligen führt (Heiterkeit), die die Heiligkeit 
der Ehe, den Beſtand des Handwerks u. ſ. w. ihren 
Ideen zum Opfer brachten. Noch größer wurde unſere 
Entrüſtung, als wir ſahen, bis zu welcher Höhe die Wogen 
des Abfalls ſtiegen, der Frevel ſich erhob.“ (Hört! 
Heiterkeit.) n 2 
Die Meiften von uns haben es unter ihrer Würde 
erachtet, gegen jene Adreſſen etwas zu thun. Indeſſen 
gegen dieſe Maßloſigkeit iſt der betreffende Abgeordnete 
bei Gericht eingeſchritten. Was ergab ſich da? Der erſte 
Unterzeichnete, der Superintendent Hr. Wolf in Grüne⸗ 
berg erklärte, daß ſeine Unterſchrift ſich gar nicht auf dieſe 
Adreſſe bezöge. Er habe nur eine andere von ihm ver⸗ 
faßte Adreſſe unterzeichnen wollen, unter dieſe Adreſſe 
habe man ſeine Unterſchrift ohne ſein Wiſſen und Willen 
geſetzt. (Hört!) Der zweite Unterzeichnete, Regierungs. 
rath Ludewig, erklärte, er wiſſe nicht, wie ſein Name auf 
dieſe Adreſſe gekommen. (Hört!) Der 3., Senator Schulz, 
erklärte, ſeine Unterſchrift bezöge ſich auf eine andere 
Adreſſe, unter dieſer ſtehe ſein Name ohne ſein Wiſſen 
und Willen. Der vierte Unter eichner, Webermeiſter 
Klinge erklärte, er hätte ſeinen Namen auf einen leeren 
Bogen geſchrieben. (Hört). So blieb nur der fünfte 
Arg. Gegen ihn iſt der Rechtsweg betreten. — Dieſe 
Deputation iſt nun nicht nur vom König, ſondern auch 
von zwei Miniſtern empfangen worden. Ueber dieſen 
Empfang hat ein Mitglied öffentlich berichtet. Danach 
hat der Örinifterpräfident hervorgehoben, daß man in 
England Beamte, denen alle Conduite fehle, abſetze und 
wenn die Regierung dies nicht thue, ſie auslache. Der 
Kriegeminifter hat über die weitere Entwickelung der 
conſervativen Partei in der oben bezeichneten Weiſe ge⸗ 
ſprochen. In dieſer Weiſe iſt vorgegangen worden, wäh- 
rend doch die Miniſter ſich hätten vorher überzeugen 
ollen, was dieſe Deputationen wollen, auf welche Weiſe 
e zu Stande gekommen u. ſ. w. Der Herr Miniſter 
bat auf die Verſöhnlichteit der Regierung bingewieſen, 
wir dagegen hätten unausführbare Beſchlüſſe gefaßt. 
Erſtens, meine Herren, haben wir es nicht als ein Ent⸗ 
an betrachtet, als der Miniſterpräſident erklärte, 
daß er das Amendement v. Binde acceptirt. Das wäre ein 
Entgegenkommen v. Vincke's gegen die Regierung. Wir 
wollten keine proviſoriſche Erledigung, ſondern definitive 
Regulirung. Zweitens unſre Beſchlüſſe ſeien unausführ⸗ 
bar geweſen und das hätten wir ſelbſt gewußt. Ich ver⸗ 
weiſe den Miniſterpräſidenten auf den ausführlichen Be⸗ 
richt der Budget⸗Commiſſion über das Militairbudget 
vom vorigen Jahre S. 19 und 20. In dieſem Paſſus 
anerkannt, daß eine erhöhte Rekrutenaushebung wün— 
ſchenswerth, daß eine Abkürzung der Präſenzzeit geboten 
fei, daß eine Erleichterung der Landwehr nothwendig u.. w. 
Schließlich heißt es: „Wolle die Staatsregierung einen 
nanziell haltbaren Plan vorlegen, würde man etwaige 
ebrkoſten nicht ſcheuen. Man wolle erwarten, ob hierzu 
die Regierung die Initiative ergreifen wolle. Geſchähe 
dies nicht, ſo müſſe es bei der alten Geſetzgebung bleiben.“ 
Die Regierung hat die Initiative nicht ergriffen. Wir 
weiſen jeden Vorwurf zurück. Wir haben die Wege der 
Verföhnung gezeigt, die Regierung hat keinen betreten. 
ie Herren Miniſter führen in . f auf innere Politik 
ie beſchäftigen uns 
mit nichtigen Dingen. Auf dieſen Weg gehen wir nicht 
ein. Wir ſollen hier offen ſprechen, dem Könige ſagen, 
was im Volke lebt. Weiter haben wir keine Verant⸗ 
wortung. Wir haben unſere Pflicht gethan; es iſt an 
dem Volke, die ſeinige zu thun. (Bravo!) 
Miniſterpräſident v. Bismarck: Der Herr 
Vorredner hat ſich die Angriffe dadurch erleichtert, daß er 
mir eine Anzahl Dinge in den Mund gelegt hat, welche 
ich nicht geſagt habe, und dann eine Anzahl unberechtigter 
Folgen daraus gezogen hat. Ich habe kein Bedürfniß, 
auf eine Widerlegung einzugehen, ich glaube mich geſtern 
deutlich genug ausgeſprochen zu haben. (Ruf: ja wohl.) 
Ebenſo bemerke ich, daß auf Aeußerungen, die nur den 
Zweck haben, mich persönlich zu beleidigen — daß auf ' ſolche 
Redeart einzugehen mir die Stellung, die ich einnehme, 
ſowie meine geſellſchaftliche Gewohnheit nicht erlaubt. 
Der Vorredner hat aber auf die Loyalitäts⸗Deputationen 
hingewieſen. Das Einzige, was in ſeiner Rede richtig 
iſt, find die Worte, welche ig an die Deputation aus 
Grüneberg gerichtet babe. Dieſe Worte find richtig wieder⸗ 
Ehren, und ich halte ſie aufrecht. Man hat einen großen 
ifer gegen die Loyalitätd-Deputationen geäußert. Wollen 
Sie den treuen Untertbanen Sr. Maj. des Königs das 
Recht beſtreiten, ihre Meinung auszusprechen? Hat Se. 
aj. nicht das Recht, dieſe Unterthanen zu empfangen? 
Haben Sie ein Recht dies zu verhindern? Können Sie 
nicht ebenſo gut Deputationen an Se. Mal den Köni 
ſenden? Sie — daß Sie durch dieſe Adreſſen beleidigt 
lind; ich babe viele von den Adreſſen geleſen, habe aber 
keine Beleidigung darin gefunden, wenn ſie auch eine 
ſcharfe Kritik enthielten. Aber das muß ich Ihnen ſagen, 
ich bin überraſcht von der Empfindlichkeit des Hauſes, 
obald es ſelbſt Objekt der Kritik wird, während Sie 
ſelbſt Ihre An riffe gegen uns richten, denn die ſoeben 
gehörte Rede läßt in dieſer Beziehung nichts zu wünſchen 
übrig. Das Einzige, was mir aufgefallen ift, iſt in der 
Adreſſe des pommerſchen Provinziallandtags enthalten, 
welche das Verhalten des Hauſes als ein unpreußiſches 
Harakteriſirt. Ich eigne mir dieſes Urtheil nicht an, aber 
bat eine Berechtigung nach dem, was uns entgegen ⸗ 
gehalten worden ift. Wenn das Wort „Preußen“ ge⸗ 
ermaßen als ein halbes Schimpfwort mir entgegen 
dialer wird, wenn geſagt wird, ich verſtände die preu- 
iſche Sprache nicht — (Widerſpruch! Oh! Oh y Ih bin 
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ſtolz darauf, eine preußiſche Sprache mit Ihnen zu reden, 
und Sie werden ſie noch oft hören. 

Kriegsminiſter v. Roon: Ich würde das Wort nicht 
ergriffen haben, wenn nicht der Vorredner mich genannt 
und zu einer Berichtigung veranlaßt hätte. Wenn die 
andern von ihm behaupteten Thatſachen nicht korrekter 
ſind, als die eine mich betreffende, ſo bedauere ich, daß 
ſie nicht ſehr glaubwürdig erſcheinen. Ich hoffe, daß ich 
glaubwürdig über die Worte Zeugniß ablegen kann, die 
ich ſelbſt geſprochen, wenn ich auch ſonſt bei Ihnen auf 
Glaubwürdigkeit nicht zählen darf. (Ohol) Meine Herren! 
Ich habe Proben. Das Parteiweſen iſt eine neue Er⸗ 
findung in Preußen ſeit 1848, die, glaube ich, nicht zum 
Heile des Landes gereicht. Es giebt aber noch ſehr viele 
achtbare Perſonen, die noch nicht Partei ergriffen haben. 
Es iſt das, wenn man ſie bezeichnen ſoll, die Partei der 
Ordnung, die die Ruhe liebt und ihren Geſchäften ord- 
nungemäßig nachgehen möchte. Dieſer Theil des Volkes 
iſt immer geneigt, der Regierung die Leitung zu über⸗ 
laſſen. Dieſer Theil des Volkes beſitzt allerdings nicht 
die achtungswerthe Rührigkeit der Parteien, die ſich bei 
den letzten Wahlen betheiligten. Dieſer, glaube ich, iſt 
die Majorität des Volkes. Wenn die ſich lebhafter be⸗ 
theiligten an den Kämpfen der Gegenwart, wozu ſie an⸗ 
zuſpornen eine Pflicht der Regierung iſt, würde das Re⸗ 
ſultat der Wahlen ein anderes ſein. Es exiſtirt ein 
Wablrecht aber keine Wahlpflicht. Wenn Sie ſich auf 
die Majorität berufen, die Sie gewählt, ſo kann ich ſagen, 
daß 27 pCt. der berechtigten Wähler keine Majorität 
ſind. Sie find geſetzlich gewählt und find für den Augen⸗ 
blick allerdings die geſetzlichen Vertreter des Landes. Ich 
habe der conſervativen Partei nicht den Vorwurf gemacht, 
daß ſie faul und feige ſei. Derjenige Theil derſelben, 
welcher ſich bis jetzt organiſirt hat, iſt Gott ſei Dank 
nicht faul und feige. 

, Juſtizminiſter Graf zur Lippe (mit Zeichen fröh⸗ 
lichen Staunens empfangen): Man hat vermißt, daß ich 
nicht das Wort genommen; es ſcheint, als ob das gleich- 
bedentend ſei mit der Frage, nb eine Solidarität des 
Miniſteriums exiſtire? Ich ſchließe mich den von 
dem Miniſter⸗Präſidenten und dem Finanzminiſter 
dargelegten Rechesanſchauungen an; ich erkläre, daß 
ich mich mit jenen in vollſtändiger Solidarität 
befinde und glaube nicht, daß ach noch nöthig 
habe, beſondere Deductionen geben. Ich bin aber 
vom Vorredner (Virchow) noch perſönlich ange- 
griffen worden. Er hat behauptet, daß ich die der 
Adreſſe zur Grundlage dienenden Thatſachen, welche eine 
Verfaſſungsverletzung conſtatiren ſollen, nicht widerlegt 
habe. Nun iſt es aber in der Jurisprudenz ein unbe⸗ 
ſtrittener Grundfag, daß nicht die Negative zu beweiſen 
ſei, ſondern poſitive Behauptungen. Es iſt alſo nicht 
meine Sache, einen Beweis zu führen. Der Beweis des 
Poſitiven iſt freilich gegen mich verſucht worden. Der 
Vorredner hat von Maßregelung der Preſſe geſprochen 
ohne genau zu ſagen, was er darunter verſteht. Ich 
glaube, er meinte die Verfügung wegen der Zuwendung 
der Inſerate an die amtlichen Blätter. Damit ſollte 
aber nichts Anderes bezweckt werden, als die Beſeitigung 
eines alten Streites (Heiterkeit) und eine Maßregel von 
praktiſcher Bedeutung, durch welche die Inſerate con- 
centrirt werden; letzteres iſt ſchon durch das neue 
Handelsgeſetzbuch geboten. Sollte der Vorredner die 
Verfolgung der Preſſe durch die Staatsanwaltſchaften 
nach beſtimmten Anweiſungen im Auge gehabt haben, 
ſo iſt zwar eine Menge von gerichtlichen le ngen 
nothwendig geweſen, die ich tief beklage als Beweis da⸗ 
für, daß das Gefühl für dte Innehaltung einer be⸗ 
ſtimmten Grenze nicht lebendig genug ſei; aber ich bitte 
55 beachten, daß es nicht blos einen Artikel 27 der Ver⸗ 
aſſung giebt, ſondern auch einen Artikel 28. Wenn dem 
Geſetze Geltung verſchafft wird, und ich meinen Theil 
daran habe, ſo kann mir das nicht zum Vorwurf 
dienen; ich habe meine Pflicht gethan und werde ſie, ſo 
lange ich im Amte bin, auch ferner thun. 

Abg. Freiherr v. Binde: Der Abg. Reichen ſperger 
hat darauf hingewieſen, daß das Characteriſtiſche der 
Repräſentativverfaſſung Compromiſſe ſind. Auch ich 
betrachte mich als Mandatar der Rechte des Landes. 
Wir handeln in dem Bewußtſein, daß es ſich hier nicht 
um Perſonen, ſondern um Recht und Wohl des Landes 
handelt. Wir leben in einem monarchiſchen Staat. Es 
iebt keinen Staat, für den die monarchiſche Staatsform 
o nothwendig iſt, wie für Preußen. Wir gerade müſ⸗ 
ſen uns vor allem Antimonarchiſchem hüten, wir be» 
ſonders ſind durch unſere Könige groß geworden. Wir 
ſind doppelt veranlaßt daran zu denken. Wir ſind fer⸗ 
ner noch ein ſehr junger Verfaſſungsſtaat, unſer confti- 
tutionelles Leben iſt noch neu. Die Theorie von der 
Stellung der Krone über den Parteien iſt bei uns noch 
nicht ſo in die Praxis übergegangen, als auch ich es 
wünſchte, iſt noch nicht jo weit wirkliche Thatſache, als 
z. B. in England. Es gehört bei uns zu den hiſtoriſchen 
ſtaatspraktiſchen Traditionen, daß die Könige perſönlich 
eingreifen in die Verwaltung, wie dies in vorzüglichem 
Maße von Friedrich dem Großen geſchehen iſt. Eine 
Adreſſe müßte aber doch nicht auf eine noch nicht praf- 
tiſch gewordene Theorie ſich ſtützen, ſondern ſie muß die 
realen Verhältniſſe berückſichtigen, wenn man überhaupt — 
was von vernünftigen Menſchen doch zu erwarten — einen 
Erfolg erreichen will! Es ſcheint mir nun in Beſonder⸗ 
heir die Ehrfurcht gegen Se. Majeſtät zu verletzen, ſich 
in Converſationen zu miſchen, welche zwiſchen Allerhöchſt⸗ 
ihnen und gewiſſen Bewohnern des Landes ſtattgefunden 
haben. Die Beachtung dieſer Ehrfurcht iſt freilich eine 
Gefühlsſache und nicht mit Beweiſen darzuthun. Ich 
habe aber in dieſer Hinſicht zwei Bemerkungen zu machen 
Wie die conſervative Partei und gegen das Miniſterium. 

ie kann eine Partei auf den Namen der conſervativen 
Anſpruch machen, welche nur conſervirt ihre eigenen 
— ihre verfaſſungswidrigen Privilegien, 
und wenn ſie nicht das öffentliche Recht des Landes vor 
Allem conſervirt? Wie kann ſie ſich Ariſtokratie nennen 
wollen, wenn ſie — abgeſehen von der Maxime: noblesse 
oblige — nicht in erſter Reihe der Kämpfer für die 


Verfaſſung ſteht? (Beifall.) Sie ſollte die Verfaſſung 
bewahren wie ein unveräußerliches Fideicommiß gleich 
dem Grund und Boden, worauf fie wohnt. Das Mini⸗ 
ſterium aber hätte die Krone ſchützen ſollen vor den 
Beläſtigungen der Loyalitäts⸗Deputationen, zumal zu ihm 
ein früherer Staatsanwalt gehört, der am Beſten vor⸗ 
bereitet ſein mußte, die Thatſachen zu conſtatiren, welche 
den Paragraphen des Straf-Geſetz-Buches Hohn ſprechen. 
(Bravo! Heiterkeit.) Im Uebrigen ſtimme ich dem Ab⸗ 
geordneten für Berlin bei, daß es unter der Würde des 
Hauſes wäre, eine Verfolgung deshalb eintreten zu laſſen; 
aber aus demſelben Grunde durfte man ihrer auch in 
der Adreſſe nicht erwähnen. Auch bätte es vermieden 
werden müſſen, durch die Form Se. Majeſtät möglicher 
Weiſe zu verletzen. Je ſicherer man ſich in feiner Rechts⸗ 
poſition fühlt, deſto milder und mäßiger kann man ſich 
ausdrücken. Der Referent verlangt Nachweis der Stellen, 
welche in dieſer Hinſicht zu tadeln wären. Dazu gehört 
der Ausdruck: „Das Land ſah mit Schrecken den ganzen 
Gewinn unferer bisherigen ſtaatlichen Entwickelung in 
Frage geſtellt.“ Dann ſcheint mir ungehörig: die enge 
Verbindung des Namens Sr. Majeſtät mit der in Nr. V. 
bezeichneten Minderheit der Nation. Am meiſten aber 
ift der Inhalt der Nr. VIII. anſtößig: „die Verfaſſung 
iſt durch die Miniſter ſchon jetzt verlegt”, noch dazu 
geſperrt gedruckt, wenn Sie ſich das vergegenwärtigen, 
was ich vorhin über die nicht wegzuleugnenden Tradi⸗ 
tionen des preußiſchen Königthums bemerkt habe. — 
Der Redner ſtellt nunmehr ſpeziell die Adreſſe der Com- 
miſſion ſeiner eigenen er Jene ſoll, wie es in 
der Commiſſion auch geſagt worden, eine „Anklageakte 
ſein, ein Surrogat für eine Miniſter⸗Anklage in Erman⸗ 
gelung eines Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzes; die 

ajorität möge aber bedenken, daß ſie im vorigen Jahre 
einen Beſchluß gefaßt, der zur Hälfte nicht ausführbar, weil 
die Millionen bereits zur Hälfte verausgabt, zur Hälfte 
nicht ernſtlich gemeint war. 
Weiſe gehandelt haben, wie doch vorausgeſetzt werden 
müßte, könne er nicht annehmen. Ueberhaupt halte er 
eine Anklageacte in Form einer Adreſſe ebenfalls für eine 
Verletzung der Ehrfurcht. Die Majorität begehe den Feh⸗ 
ler, daß ſie anklagt, ohne, wie es politiſchen Männern 
ziemt, zu zeigen, wie aus dem Conflikt herauszukommen 
ſei. Nach einigen weiteren Ausführungen kommt Red⸗ 
ner auf Punkt 6 des Adreß⸗Entwurfes, die Maßregelung 
der Beamten. Man habe ſeitens der Gegner auf die 
Praxis des letzten liberalen Miniſteriums hingewieſen, 
ſich dabei aber eine arge Verwechſelung zu Schulden kom⸗ 
men laſſen. Wir haben unter m Miniſterium Mauteuffel 
ſtets gegen die Anomalie geſtritten, daß man Beamte 
wegen ihrer Thätigkeit als Abgeordnete maßregele. Wir 
haben das bewieſen, als der Abgeordnete von Bockum⸗ 
Dolffs unter dem Miniſterium Manteuffel gemaßregelt 
wurde, als die Herren v. Hilgers und Delius ein gleiches 
Schickſal hatten. Auf der andern Seite hat das Mini⸗ 
ſterium, das aus unſern Reihen entnommen war, den 
Grundſatz feſtgehalten, höhere Verwaltungsbeamten, die 
als Beamte, nicht als Abgeordnete der Regierung feind- 
lich gegenüberſtanden, zur Dispoſition zu ſtellen, und 
ich mache es der jetzigen Regierung nicht zum Vorwurf, 
wenn ſie einen Oberpräſidenten, weil er ihr zu liberal 
iſt und einen gefährlichen Poſten an der Spitze einer 
wichtigen Provinz inne hat, entfernt. Wohl aber mache 
ich ihr daraus einen Vorwurf, daß ſie einen Beamten, 
wie den Abg. v. Bockum⸗Dolffs zu ärgern ſucht und nur 
das Gegentheil erreicht, daß ſie ihm eine Bürgerkrone 
aufſetzt, die, wie jener ſelbſt zugeben werde, weit über 
ſein parlamentariſches Verdienſt hinausgeht; daß ſie 
ihn an einen Ort verſetzt, wie er ſich ihn kaum 
hätte beſſer ausſuchen können, nach Gumbinnen, in die 
Hauptſtadt von Jung⸗Lithauen. (Schallendes Gelächter.) 
Mit der Anſicht meines Freundes, des Abgeordneten für 
Anklam, gar keine Adreſſe zu erlaſſen, kann ich mich nicht 
einverſtanden erklären, der Adreſſe der Majorität mich 
nicht anſchließen. Wenn ſie Einigkeit der Parteien wolle, 
ſo ſtimme ſie für unſeren Entwurf, der in nicht verletzen⸗ 
der Form den Hauptpunkt enthält, auf den es ankomme, 
und den Sie, ohne ſich etwas zu vergeben, unterſchreiben 
können. Wir können Ihrem Entwurf nicht beitreten, 
der Stellen enthält, die wir für verletzend halten, und 
die Se. Majeſtät vielleicht auch für verletzend hatten 
könnte. — Noch im letzten Augenblick fordere ich Sie 
auf: ſtimmen Sie mit uns, aber wie Sie auch ſtimmen 
mögen, vergeſſen Sie nicht, daß wir als Preußen zu 
dem Könige reden. (Beifall von der Fraction Vincke.) 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Ich erlaube mir 
noch einige Worte und zwar in altpreußiſcher Sprache, 
wie ich fie gewöhnt bin zu ſprechen. Einer der Vorred 


ner hat geſagt, es ſei allein die Schuld der Regierung, 


daß dieſer Conflict eingetreten ſei. Dem muß ich ent⸗ 
ſchieden widerſprechen. Wir find in den Conflict hin⸗ 
eingerathen, weil Sie mit der Streichung der beinahe 
6 Millionen einen unmöglichen Beſchluß gefaßt haben. 
Ich ſage nichts weiter, als dies, ich erörtere nicht, warum 
Sie den Beſchluß gefaßt haben. 
aber, daß wenn die Herren, welche 


den Beſchluß 
gefaßt haben von demſelben Tage 


ins Miniſte⸗ 


Daß die Miniſter doloſer 


— Thatſache iſt 


rium getreten wäre, Sie den Beſchluß auch nicht 


hätten ausführen können, denn verzehrte Rationen laſſen 
ſich nicht wieder herbeiſchaffen und die Armee kann man 
nicht zur Hälfte entlaſſen. (Die Vertagung der Sitzun 
wird beantragt 5 angenommen). Es folgen hierau 
erſönliche Bemerkungen. 

; Der Präftbent kündigt die Fortſeßzung der Debatte 
auf morgen 10 Uhr an. Schluß 44 Uhr. 


Berlin, Donnerſtag 29. Januar. In der heutigen 
Sitzung des Abgeordnetenhauſes wurde die Adreßdebatte 
fortgeſetz. Nach den Reden von Reichenſperger⸗Geldern 
und v. Sybel, welcher ſchließlich äußerte, es ſei dies der 
ungeeignetſte Moment, wegen der lu das Va; 
terland zu zerreißen, zwiſchen dem rechtſchaffenſten Könige 
und dem loyalſten Volke Berge aufzuthürmen, proſtetirte 
Graf Eulenburg gegen die Beſchuldigung des Verfaſ⸗ 
ſungsbruches. Der König wolle die Durchführung der 


Armeereform mit allen geſetzlichen Mitteln, und befinde 
ſich in vollſter Uebereinſtimmung mit dem Miniſterium. 
Die Disziplin der Beamten ſei nothwendig; heute Be⸗ 
amter, morgen Abgeordneter fein, gehe nicht. Die Re⸗ 
gierung müſſe ſich ſolcher Beamten entledigen, dies ſei 
Schuld der Beamten, nicht der Regierung. Der Minifter- 
räfident fragte, ob die Majorität ein Miniſterium bil⸗ 
en könne und wolle? Auch das vorige Miniſterium be⸗ 
Min, mit einer Majorität und endete mit einer 
inorität. Graf Schwerin replizirte lebbaft. Gneiſt 
konſtatirte am Anfange feiner Rede dem Miniſterprä⸗ 
8 07 die Beweiſe für die Unwahrheit der Beſchul⸗ 
igung einer parlamentariſchen Regierung. Das Mini⸗ 
ſterium habe das Unterſcheidungsvermögen zwiſchen Recht 
und Unrecht verloren und den ſchlimmſten Dienſt dem 
Könige damit erwieſen, daß in Preußen abgeſtimmt 
werde, ob für, oder wider den König? Die vorgeſtrige 
Erklärung des Miniſterpräſidenten ſei eine Verſchärfung 
des Konflikts und ein Manifeſt des Abſolutismus. Der 
Miniſterpräſident erklärte ſich gegen die Politik auswär⸗ 
tiger Verwicklungen zur Erledigung innerer Streitig- 
keiten. Schließlich wurde die Adreſſe mit 255 gegen 68 
Stimmen angenommen. Die Minorität bildeten die 
Feudalen, die Vincke'ſche Fraktion und faſt alle Katho⸗ 
lien. Der ausführliche Bericht über dieſe Sitzung 
folat in der nächſten Nummer d. Bl. 


Lokales und Provinzielles. 


Danzig, den 30. Januar. 

— Ueber das in hieſiger Stadt allgemein verbreitete 
Gerücht, daß die Corvette „Gazelle“ auf ihrer Fahrt mit 
einem Piratenſchiff ein Gefecht gehabt, iſt auf amtlichem 
Wege bis jetzt noch nichts Beſtimmtes feſtgeſtellt. Am 
28, d. M. iſt hier von einem Offizier der Gazelle ein 
Brief, datirt vom 21. d. M., aus Gibraltar, eingetrof- 
fen, welcher eines ſolchen Exeigniſſes nicht Erwähnung 
thut. An Bord war damals Alles wohl. 

— In der geſtrigen Sitzung des Gewerbe -Vereins hielt 
Herr Oberlehrer Tröger einen Vortrag über den deutſchen 
Zollverein. Der Herr Vortragende beleuchtete das Thema 
nicht nur von der wiſſenſchaftlichen, ſondern auch von der 
practiſchen Seite in erſchöpfender Weiſe und erwarb ſich 
durch die ächt deutſche Gründlichkeit der Behandlung den 
Dank ſeiner Zuhörer. Nach dem Vortrage machte Herr 
Dr. Kirchner noch einige iutereſſaute gewerbliche Mit— 
theilungen. 

— Aus einer Anzeige des hieſigen Frauen⸗Vereins für 
hülfsbedürftige Veteranen gebt hervor, daß die jüngſt ſtatt⸗ 
gebabte Thealer⸗Vorſtellung für dieſe einen Reinertrag von 
309 Thlrn. 28 Sgr. 6 Pf. gehabt hat und überdieß die 
Einnahme von 719 Thlrn. durch Verkauf von Handarbeiten 
und andern Gaben erzielt worden iſt. Der ſo überaus 
thätige Verein ſtattet der hieſigen Theater » Direction in 
Betreff der Bereitwilligkeit für die genannte Vorſtellung 
wie allen edlen Gebern den wärmſten Dank ab. 

— Der Predigt » Amts Candidat Borgins von hier 
iſt von dem Königl. Konſiſtorium als Pfarrverweſer einer 
neu begründeten Königlichen Stelle in Koſſabude bei 
Pr. Stargardt ernannt worden und ſoll dieſes Amt 
ſchon am Palmſonntage antreten. Vor ſeinem Weggange 
aus der Vaterſtadt wird dieſer beliebte Kanzelredner noch 
über einige intereſſante Fragen Vorleſungen halten. Wie 
wir hören hat derſelbe das Thema gewählt: „Ob Stoff 
oder Geiſt?“ 

[Theatraliſches.] Sicherem Vernehmen nach 
wird der Königl. Hofopernſänger A. Niemann aus Hau⸗ 
nover in dieſen Tagen hier eintreffen und ſchon am Montag, 
den 2. Febr., als Joſeph in der Oper „Jacob und ſeine 
Söhne“ auftreten. Der beliebte Künſtler wird ferner den 
„Fra Diavolo“ und den „Fauſt“, in der kürzlich in Berlin 
mit fo großem Erfolge gegebenen Gou no dſchen Oper: 
„Fauſt und Margarethe“ ſingen. Herr Niemann hat 
auch als Darſteller des Fauſt einen großen Erfolg gehabt 
und alle Berichte Über dieſe Leiſtung ſind des Lobes voll. 

— In der verfleſſenen Nacht wurde die Feuerwehr 
nach der Ankerſchmiedegaſſe No. 22. gerufen, woſelbſt in 
dem aus der Küche des Erdgeſchoſſes fübrenden Schorn⸗ 
ſteine der Glanzruß ſich entzündet batte. 


andel und Gewerbe. 

Danzig, 30. Januar. Ueberall flaues ſtürmiſches 
Wetter. Dat Eis der Weichſel iſt ſtreckenweiſe fortge⸗ 
angen, vor dem Ausfluſſe liegt es aber auch jest noch 
eft und da die Witterung zum Froſt neigt, fo haben wir 
der . wohl noch nicht ſobald ent 
egen zu ſehen. In England paßt der gelinde Winter 
fir alle Zwecke: Feldarbeit und Zufuhr nehmen ihren 
gewünſchten Fortgang, die einzige daran ſich knüpfende 
Klage betrifft die feuchte Beſchaffenheit des inländiſchen 
Weizens, doch geben dafür die fremden Ankünfte hin- 
reichenden Erſaß. Das jüngſt publicirte Reſumé der 
vorjährigen Einfuhr von nicht minder denn 12,000,000 
Quarters Weizew und Mehl bat einen ſehr niederdrücken⸗ 
den Einfluß ausgeübt, man ſieht darin einen Beweis, daß 
gleichviel, ob England felbft viel oder wenig erntet, bei 
Preiſen von etwa 50 sh. pr. Quarter jedes Manco 
leicht gedeckt werden kann. 
Verſicherungen: wie nun endlich eine Abnahme in dem 
amerikaniſchen Export eintreten werde und müſſe, findet 
naturgemäß bei jeder Wiederholung weniger Glauten, 
eine durchſchlagende Begründung für ſolche B.tfiherungen 
iſt auch niemals gegeben und bis jetzt iſt doch wohl nur 
der Wunſch Vater ſolcher Gedanken. Jedenfalls iſt in 
England die Beſſerung aus der Weihnachtszeit nun wieder 
gänzlich verſchwunden und der kleine Umſatz beſchränkt 
ſich auf die gangbarſten Sorten Weizen zu 1 bis 2 ch. 
billigeren Preiſen. Die Einwirkung der Die conto⸗ Er · 
höhung auf 5 pCt. aufs Geſchäft wird jedenfalls auch 
nachtheilig einwi ten und war die ſchlechteſte Beigabe im 
heutigen flauen Londoner Telegram. Frankreich morivirt 
das zeitweiſe ſchwache Befahren ſeiner Landmärtie durch 
die ſchlechten Wege; Paris iſt flau, weil es heißt, daß 
die Adminiſtration ½ des eiſernen Beſtandes an die 
Bäcker zurückgeben werde. Holland verkauft laſtweiſe nur 


Die immer wiederkehrenden 


aus inländiſche Conſumo. — Unfere? Börſe hat für 
Weizen zwar ebenfalls keinen Speculationsbegehr und 
kann ihn nicht haben, weil unfere Preiſe gegen die aus- 
wärtigen Notirungen ſehr viel zu theuer ſind; aber wir 
haben zu geringe Zufuhr, als daß Verkäufer bei den 
fortwährend ſtattfindenden Verladungen ſich einem Preis⸗ 
abſchlage unterwerfen dürften; im Gegentheile ſind na 
mentlich die feinen ſchweren Weizen eber etwas theurer 
geworden und alle übrigen Sorten mit Ausnahme von N 
ſchlechtem bezogenen und feuchten Zeug recht feit zu 
nennen. Roggen kommt in ſchwerer Waare fo wenig, 
daß nicht einmal die Bäcker befriedigt werden, der größte 
Theil der Zufuhr beſteht in leichtem Gewicht 117. 20pfd., 
dieſer iſt 1-13 Sgr. theurer geworden, ſchwerer 124pfd. 
und darüber würde verhältnißmäßig noch beſſer zu ver⸗ 
kaufen fein und 54— 55 Sgr. pr. 125pfd. bedingen. Am 
Montage ſind von einem einzelnen Käufer 600 Laſt 
Roggen pr. Frühjahr gekauft; bezahlt wurde für polniſche 
Lieferung 122pfd. pr. Mai bis Juni⸗Juli fl. 320 pr. 
125pfd.; für inländiſche Connoiſſemente 8upfd. Minimal⸗ 
gewicht pr. April⸗Mai fl. 325 pr. 818pfd. Seitdem wer⸗ 
den fl. 5 mehr verlangt, es iſt aber überhaupt kein Ab⸗ 
ſchluß weiter bekannt geworden. Erbſen verlieren immer 
mebr an Gunſt und die Zufuhr bleibt davon viel zu 
groß für die Nachfrage. Gerſte kommt wenig zu Markt; 
nur für ſchöne ſchwere Qualität trifft man bei billiger Motto: „Manneskraft erzeugt Muth und Selbstvertrauen! 
Forderung noch hin und wieder auf einen ſpeculativen —— Aerztlicher Rathgeber 
Abnehmer, es ſteht mit dieſem Artikel aber ſehr flau und DER N 
ſcheint auch nicht beſſer werden zu können. Hafer, = 


2 a geschlecht- 
2 2 ichen Krankheiten, na- 
Saat⸗Qualität 35 Sgr., ſonſt aber 25—26 Sar. pr. 7 4 
50pfd. Z. G. Spiritus kann keinen Weg zur Beſſerung PERSCENLICHE 

Schutz. 


Stadt- Chrafer zu Danzig. 
Sountag, den 1. Februar. (5. Abonnement No. 9.) 


Der Mann mit der eiſernen Maske. 
Drama in 5 Abtheilungen von C. Lebrün. 


Dienftag, den 3. Februar e., 
Abends 8 Uhr im untern Lokale des 
Gewerbehauſes: 


Generalperſammlung 
der vereinigten Sünger. 


Gegenſtand der Berathung: 1) Wahl des 
neuen Vorſtandes; 2) Beſprechung wegen eines 
zu gebenden Concertes. . 

Das Comits. 


27. Auflage. 


mentlich in Schwäche 
finden, fo lange die Berliner Berichte fo ſehr flau bleiben 


2 etc. ete. 
| 1 — Herausgegeben von 
und die ganze Produktion unſerer Provinz Preußen, wie 115 


Laurentius in Leipzig. 


auch theilweiſe Poſens hier ihren Abſatz zu- ſuchen ge- 27. g 

zwungen find. Der Preis von Thlr. 143 iſt denn auch 22. Auflage. 1 De 
nicht mehr fo feit, wie vor acht Tagen, und muß man gu Amſchlag verſiegelt mit 60 anatomischenAb- 
ein Nachgeben im Werthe befürchten. E 9 elt. bildungen instahlstich. 


— . A Nee 3 

— Dieses Buch, besonders nützlich für junge Männer, 
wird auch Eltern, Lehrern und Erziehern anempfohlen 
und ist fortwährend in allen namhaften Buch- 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


291 4| 335,87 2,4 | SB. friſch, bez. u. neblig.) 1 : r 
30| 90 332.21 1 4.8 WNW. mäß Nebel. Regen handlungen vorräthig,in Danzig b.beon Saunier. 
12 332,64 | + 5,6 do. do. do. 27. Aufl — Der persönliche Schutz von Laurentius 


Rthlr. 1½ = fl. 2. 24 kr. 
Ueber den Werth und die allgemeine Niütz- 
lichkeit dieses Buchs noch etwas zu sagen, ist 
nach einem solchen Erfolge überflüssig. 


2 . 2 — 
Ein tüchtiger Gärtner 
zum Obst- und Gemüse - Bau findet 
sofort eine vortheilhafte Stelle. Näheres im 
Versorgungs - Bureau des 


A. Baecker, 
Pfefferstadt 57. 


Picanten Frübftügfe-Hafe 


empfiehlt pro Stück 1 Sgr. 
A. W. Hofmann, 


Langenmarkt 47. 
Oeconomie⸗Eleven 


finden gegen jährliche Entſchärigung von 100 Thlrn. 
zum 1. April d. J. beim Ritter gutsbeſitzer Kunde- 
Darchau p. Wigodda Aufnahme. 


Ein Wirthschaſts-Eleve 


für ein Maupt-Gut seines Kreises, wird gegen 

eine jährliche Pension von 100 Thirn. sofort 

gesucht durch. das A. ngs- Bureau des 
* 


aecker, 


‚Pfeferstadt No. 37. 


. ̃ ̃ ͤ EEE ER 2» 23} 

"Ein elegantes Tafelfortepiano, neu, 

Ein ſehr gut erhalt. Flügel, faſt neu, 
billig zu verkaufen Hundegaſſe 104, 2 Tr. 


— — — — . — 

in faſt neuer Inhalations⸗ Apparat iſt 

billig zu verkaufen bei Herrn Opticus Müller, 
Jopengaſſe No. 40. 


— ũ —— — — — . mʒͥ7— — 
Ein Haus mit Material und Schank, iſt bei 
900 Tylr. Anzahlung zu verkaufen. Näheres 

. Tioſchlergaſſe Ne. 37. 


Sthiffs-Uapport aus Ucuſahrwaſſer. 
Geſegelt am 30. Jauuar. 


L. H. Carl, Phönix Dpſ., n. Hull m. Getreide. 
Ankommend: 1 Sloop und 1 Bark. 


Producten ⸗ Berichte. 


Dörfen-Verkäufe zu Danzig am 30. Januar: 

Weizen, 95 Laſt, 132pfd. fl. 535; 130pfd. fl. 520, 510 
126. 27pfb. fl. 500; 124pfd. fl. 429% Aus pr. S pft“ 

Roggen, 120. pd. l. 315; 125pfd. fl. 324; 127 pfd. 
fl. 327 pr. 125pfd. . 

Geiſte 110pfd. fl. 240. 

Erbſen w. fl. 294, 300, 300, 306. 


Angekommene Fremde. 
m Engliſchen Hauſe: 

Rittergutsbeſ. Gottliebſon a. Niepoczlowiez. Verf.» 
Inſpeet. Garz a. Bertin. Weinhändier Ehlers aus 
Königsberg. Die Kaufl. Jacobi und Gräntz a. Berlin, 
Storck a. Chemnitz, Kleinau a. Magdeburg, Joachimſohn 
a. Samter u. Schmidt a. Königsberg. 0 

Hotel de Berlin: 

Hauptm. v. Lindauer⸗Wildau a. Breslau. Ritter ⸗ 
gutsbeſ. Hannemann a. Palleſchken. Die Kaufl. Ehr⸗ 
hardt, Baum u. Mevrowski a. Berlin, Jäger a. Cöln 
u. Brumler a. Bremen. . ne 

Walter's Hotel: 

Ritterzutsbeſ. Weiß a. Niedamowo, Gutebeſitzer 
Hoffchen a. Adl. Gremblin. Ingenieur Fegebeutel aus 
Hohenſtein. Die Kaufl. Rieſemaun und arg aus 
Marienburg u. Hammer a. Bunzlau. 

Schmeljer's Hotel: 

Die Kaufl. Counin a. Lille, Müger u, Levinſobn a. 
Berlin, Strauß a. Magdeburg und Pitroff a. Bremen. 
Gaſthofbeſ. Eſcher u. Labritbeſ. Freitag a. Raſchau. 

Hotel d' Oliva: 

Gutsbeſ. Bieber a. Cziekowo. Die Kaufl. Veith⸗ 

mever a. Berlin, Kirſtein a. Hamburg und Wepland 
Hotel de Thorn: l 


a. Magdeburg. n 

Gutsbeſe Carl Weſſel n. Gem. a. Stüblau und 
Robinfobn a. Stettin. Baumſtr. Kiſchte a. Neuſtadt. 
Die Kaufl. Killbach a. Berlin und Iittinger a. Côln, 


Frau Kreisvbaumſtr. Hille a. Gonig. 
Iduna. 
Lebens, Penfions: und Leibrenten Verſicherungs · Geſellſchaft 


, ©: 
Geſchäfts⸗ Ueberſicht 97 31. December 1862. 


zu Halle 9. S. 
N elicherte Rente. Jahres. Prämie. 


Verſicherungs Capital. = 

Angemeldet 7,669,212 Ir. 5 ſgr. 3 pf. 
Abgelehnt 889,995 „ f 
Angenommen 6,779.217 It. 5 Igt. J pf. — 8243 Ur, 1 for. 3 pf. — 267,270 tir. 12 fer. 3 pf. 
Erloſchen 1.858.955 — ARb,. Ge 281 . Aus 
Beſtand 4,920,262 fir. 5 [gr. 3 pf. — 2456 ul 24 gr. 3 pf. — 194,8 16 ur. 12 gr. I pf. 
Zur Annahme neuer Verfigerungd Anträge, fo, wie zur Ertheilung von Proſpecten und Formulaen 
erbieten ſich die Agenten SE, — 


— 


Th. Bertling. Gerbergaſſe No. 4, 
W. Wutsdorf in Neufahrwaſſer 
CO. 4. Mrukenberg, 


und der General⸗Agent 2 
Vorſtädt. Graben No. 44. II. 


Verantwortliche Redaktion, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


